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Flächenziele für die Windenergie: Wie 
zielführend ist das neue Wind-an-Land-Gesetz?
Die Ausbauziele für die Windenergie an Land sind von der Bundesregierung für die kommenden 
Jahre zuletzt mehr als verdreifacht worden. Gleichzeitig stockt aber seit einigen Jahren der 
tatsächliche Ausbau der Windenergie in Deutschland. Wesentlicher Hemmschuh für den Ausbau 
ist, dass zu wenige Flächen für Windenergieanlagen ausgewiesen werden. Um dieses Problem zu 
lösen, ist nun das Wind-an-Land-Gesetz verabschiedet worden. Dieses gibt den Bundesländern 
Flächenziele vor, damit bundesweit insgesamt 2 % der Landesfl äche für Windenergie 
ausgewiesen werden. Ein Schritt in die richtige Richtung. Es bleibt aber zweifelhaft, ob das 
angelegte Zeit-Mengen-Gerüst konform mit den Windenergie-Ausbauzielen des Bundes ist.
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Für die Windenergie an Land sind mit dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) 2023 kürzlich sehr ambitionierte 
Ausbauziele beschlossen worden. In den nächsten Jah-
ren sollen jährlich mindestens 10 GW Leistung zugebaut 
werden (§ 28 EEG 2023). Das ist jedes Jahr mehr als das 
Fünff ache der Leistung, die in den letzten beiden Jah-
ren installiert wurde (2020: ca. 1,4 GW, 2021: ca. 1,9 GW) 
(Deutsche WindGuard, 2021, 2022). Die neuen jährlichen 
Ausbauziele übertreff en auch deutlich den bisherigen 
Rekordausbau aus dem Jahr 2017. Damals gingen Wind-
energieanlagen mit einer Leistung von ca. 5,3 GW ans 
Netz (Deutsche WindGuard, 2018). Zugleich ist in den 
vergangenen Jahren zu beobachten gewesen, dass sogar 
die bisher deutlich weniger ambitionierten Ausbauziele 
verfehlt wurden. So waren in den vergangenen Jahren die 
Ausschreibungen für die Windenergie an Land oft unter-
zeichnet (vgl. Abbildung 1).

Für den stockenden Ausbau können mehrere Gründe 
benannt werden. Dazu zählen derzeit oftmals sehr lang-
wierige Genehmigungsverfahren sowie zahlreiche Klagen 
gegen Windenergieprojekte, insbesondere aufgrund von 
Natur- und Artenschutzbelangen. Darüber hinaus mangelt 
es aber vor allem auch an planerisch ausgewiesenen Flä-
chen für den Windenergieausbau an Land. Nach Einschät-
zung der Bundesregierung müssen zur Erreichung der 
langfristigen EEG-Ausbauziele 2 % der Bundesfl äche für 
die Windenergie an Land ausgewiesen werden (Deutscher 
Bundestag, 2022). Derzeit sind nur rund 0,8 % der Bun-

desfl äche für die Windenergie an Land ausgewiesen, wo-
von lediglich 0,5 % tatsächlich verfügbar sind (UBA, 2021).

Wind-an-Land-Gesetz für mehr Flächen

Um das Flächenproblem zu lösen, hat die Bundesregie-
rung kürzlich ein neues sogenanntes Wind-an-Land-Ge-
setz (WaLG) auf den Weg gebracht, dessen Kern ein Wind-
energiefl ächenbedarfsgesetz (WindBG) bildet (BGBl. I S. 
1353). Ziel des Gesetzes ist die Bereitstellung von insge-
samt 2 % der Fläche Deutschlands für die Windenergie an 
Land bis Ende 2032. Bis Ende 2027 soll ein Zwischenziel 
von 1,4 % der Landesfl äche erreicht werden (Bundesre-
gierung, 2022). Dazu werden den Bundesländern konkrete 
Vorgaben gemacht, welchen Anteil ihrer Landesfl äche sie 
bis Ende 2027 und Ende 2032 planerisch für die Wind-
energie an Land ausweisen müssen (Anlage 1 WindBG). 
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Fast alle Länder müssen demnach deutlich mehr Flächen 
als bisher bereitstellen (vgl. Abbildung 2).

Verfehlen Länder die für 2027 und 2032 festgelegten Flä-
chenziele, dürfen sie den Windenergieausbau von da an 
nicht mehr planerisch einschränken (§ 249 Abs. 7 S. 1 
BauGB). Aktuell nutzen die Länder vielfach Möglichkei-
ten, um den Ausbau der Windenergie räumlich zu steu-
ern und einzuschränken – z. B. durch die Ausweisung von 
Vorranggebieten mit Ausschlusswirkung für den restli-
chen Planungsraum oder durch pauschale Siedlungsmin-
destabstände. Fielen derartige planerische Einschrän-
kungsmöglichkeiten weg, wäre die Windenergie (gemäß 
§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) im Außenbereich grundsätzlich 
überall privilegiert. Dann dürften also im Prinzip überall 
im Außenbereich Windenergieanlagen gebaut werden, 
sofern dafür eine Genehmigung erteilt würde (rechtliche 
Anforderungen beispielsweise des Immissions- und Na-
turschutzes müssten weiter erfüllt werden).

Zunächst sind die Länder bis zum 31.5.2024 verpfl ichtet, 
entweder eigene Planaufstellungsbeschlüsse zur Auswei-
sung von Flächen nachzuweisen, mit denen die Flächen-
ziele erreicht werden können, oder das Inkrafttreten von 
Landesgesetzen oder Raumordnungsplänen nachzuwei-
sen, die regionale oder kommunale Teilfl ächenziele für 
die entsprechenden Planungsträger festsetzen (§ 3 Abs. 
3 WindBG). Bis zum 31.5.2024 haben die Länder außer-
dem die Möglichkeit, sich ihre Flächenziele untereinander 
auf Basis von Staatsverträgen teilweise zu überschreiben. 
Die Flächenziele der Flächenländer dürfen sich dabei um 
bis zu 50 % mindern oder erhöhen; die der Stadtstaaten 
um bis zu 75 % (§ 6 Abs. 4 WindBG). Etwaige Gegenleis-

tungen für solche Übertragungen sind Verhandlungssa-
che der Länder. Die Flächenziele der Länder sind damit 
zumindest teilweise handelbar.

Lösung des Trittbrettfahrerproblems

Aus ökonomischer Sicht adressiert das Wind-an-Land-
Gesetz insbesondere Koordinationsprobleme und damit 
verbundene Trittbrettfahrerprobleme im politischen Mehr-
ebenensystem. Diese haben ihren Ursprung darin, dass 
die Kompetenzen für die Steuerung des Windenergieaus-
baus zwischen den verschiedenen föderalen Ebenen auf-
geteilt sind. Auf Bundesebene werden die Ausbauziele für 
die Windenergie an Land festgelegt. Die zur Erreichung der 
Ziele notwendige Flächenbereitstellung liegt aber überwie-
gend in der Hand der nachfolgenden Ebenen (Länder, Re-
gionen und Kommunen) (Lauf et al., 2020). Bislang gab es 
dafür keinen formalen Koordinationsmechanismus.

Dies führt zu Problemen, weil die Interessen des Bundes 
und die Interessen der Länder, Regionen und Kommunen 
im Zweifel auseinanderfallen. Der Bund hat das Interesse, 
dass die von ihm festgelegten nationalen Ausbauziele er-
reicht werden. Untere Ebenen schauen hingegen stärker 
auf die lokalen Auswirkungen des Windenergieausbaus. 
Dabei rücken dann als negativ wahrgenommene lokale 
Auswirkungen auf Mensch, Landschaft und Natur stärker 
in den Vordergrund. Gleichzeitig profi tieren die Menschen 
vor Ort nicht unbedingt unmittelbar von Windenenergie-
anlagen und dem von ihnen erzeugten Strom. Deswegen 
haben die unteren Ebenen oftmals kein besonderes Inte-
resse, Flächen für die Windenergie bereitzustellen. Dies 
wird noch dadurch verstärkt, dass eine klimaneutrale 

Abbildung 1
Mengen für die Windenergie an Land

* Vorläufi ge Zuschlagsmenge ohne die Ergebnisse der beiden noch aus-
stehenden Ausschreibungsrunden im Jahr 2022.

Quelle: FA Wind (2022).

Abbildung 2
Flächenziele gemäß Wind-an-Land-Gesetz und 

bisher für die Windenergie ausgewiesene Flächen

Quelle: Bund-Länder-Kooperationsausschuss (2021).
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Stromversorgung mit Windenergie ein öff entliches Gut 
ist, solange nur eine deutschlandweit einheitliche Strom-
preiszone besteht. Die Länder haben somit Anreize, sich 
auf Ausbaubemühungen anderer Länder zu verlassen 
und ihren eigenen Beitrag nicht zu erhöhen. Es liegt mit-
hin ein klassisches Trittbrettfahrerproblem vor (Meier et 
al., 2019; Meier und Lehmann, 2022).

Das Wind-an-Land-Gesetz schaff t nun als Koordinations-
instrument erstmalig, ausgehend von den bundesweiten 
Ausbauzielen, verbindliche Vorgaben zur Flächenbereit-
stellung in den Bundesländern, um das beschriebene 
Trittbrettfahrerproblem zu lösen. Aber wie wirksam und 
zielkonform sind diese Vorgaben in der Praxis? Und wie 
sind Effi  zienz- und Verteilungswirkungen der Flächenziele 
des Wind-an-Land-Gesetzes einzuschätzen?

Erreichung der Flächenziele erscheint realistisch

Mit Blick auf die Eff ektivität des Gesetzes soll zunächst 
dessen Zeit-Mengen-Gerüst für die Flächenziele in Ver-
bindung mit dem angelegten Sanktionsmechanismus 
kritisch beleuchtet werden. Grundsätzlich haben die 
Länder politökonomische Anreize, ihre Flächenziele für 
2027 und 2032 zu erreichen. Denn bei Zielverfehlungen 
müssten sie sich gegenüber der Wähler:innenschaft da-
für rechtfertigen, dass sie die räumliche Steuerungsmög-
lichkeit des Windenergieausbaus aufgegeben haben. 
Dann dürften nämlich prinzipiell überall im Außenbereich 
Windenergieanlagen errichtet werden, ohne dass der 
Ausbau auf planerisch bewusst ausgewählte Flächen 
konzentriert werden kann.

Sollten die Flächenziele trotz dieses Anreizes von den 
Ländern zunächst doch verfehlt werden, würden auto-
matisch über die Privilegierungssanktion für den Außen-
bereich unmittelbar in großem Umfang Flächen für die 
Windenergie freigegeben werden. Indirekt würden so die 
Flächenziele dann auch erreicht (und faktisch möglicher-
weise sogar noch übertroff en) werden. Deshalb kann mit 
Blick auf die längere Frist durchaus erwartet werden, dass 
die Flächenziele des Gesetzes eff ektiv erreicht werden. 
Dies gilt zumindest so lange wie das Gesetz nicht von zu-
künftigen Bundesregierungen so angepasst wird, dass es 
seine beabsichtigte Wirkung nicht mehr entfalten kann.

Kaum Dynamik bei der Flächenbereitstellung 

Die nun geltende Fristenregelung für die Flächenziele bis 
2027 bzw. 2032 mag auf den ersten Blick nachvollzieh-
bar sein, weil die planerische Flächenausweisung bisher 
viel Zeit in Anspruch nahm. In der Vergangenheit haben 
entsprechende Planungsprozesse in vielen Fällen fünf 
bis zehn Jahre gedauert (Wegner und Müller, 2022). Vor 

diesem Hintergrund ist es allerdings durchaus kritisch zu 
sehen, dass die Fristenregelung den Ländern und Pla-
nungstragenden keine Beschleunigungsanreize setzt, 
schon vor Erreichen der gesetzlichen Fristen Windener-
giefl ächen auszuweisen. Vielmehr führt die Fristenrege-
lung vermutlich dazu, dass angesichts tendenziell träger 
Planungsprozesse im großen Umfang Flächen absehbar 
erst ab Anfang 2028 zur Verfügung stehen – entweder 
durch die aktive Ausweisung von Flächen kurz vor dem 
Fristende – oder im Sanktionsfall durch die dann geltende 
allgemeine Privilegierung im gesamten Außenbereich.

Das gilt umso mehr, als es für manche Länder polit-
ökonomisch sogar rational sein könnte, bewusst in die 
Sanktion zu laufen. Möglicherweise kann es für Regie-
rungen in Bundesländern, in denen viele Bürger:innen 
besonders ablehnend gegenüber Windenergieprojekten 
sind, politisch rational sein, nicht dafür zu sorgen, dass 
die Flächenziele fristgerecht erfüllt werden. Denn die Lan-
despolitik könnte so versuchen, sich als Anwältin dieser 
Wähler:innen zu inszenieren und dem Bund den Schwar-
zen Peter zuzuschieben, wenn dieser bei Zielverfehlung 
die Windenergie im gesamten Außenbereich privilegiert. 
Dabei ist zudem zu bedenken, dass bereits die ersten 
Flächenziele für Ende 2027 zeitlich in die Legislatur einer 
neuen Bundesregierung fallen. Einige Länder könnten 
deshalb darauf spekulieren, dass die Flächenvorgaben, 
Fristen und Sanktionsregelungen mit einer dann mögli-
cherweise anders aufgestellten Regierung noch einmal 
nachverhandelt und dabei entschärft werden könnten.

Beschleunigungsmöglichkeiten nicht ausgeschöpft

Eine frühere Flächenbereitstellung durch die Länder hät-
te durch ein Vorziehen der Fristen für die Flächenziele im 
Wind-an-Land-Gesetz erreicht werden können. Dabei hät-
te sich die Gesetzgebung anstelle des jetzigen zweistufi -
gen Ansatzes auch auf ein einziges Zieldatum beschrän-
ken können – beispielsweise die Bereitstellung der gesam-
ten 2 % der Bundesfl äche schon bis Ende 2027 oder noch 
früher. In diesem Zusammenhang wäre auch eine Verkür-
zung der vorbereitenden Fristen möglich gewesen, die jetzt 
bis Mitte 2024 gelten (Wegner und Müller, 2022).

Eine unmittelbar erhöhte Verfügbarkeit von Flächen hät-
te erreicht werden können, wenn die in einigen Ländern 
geltenden pauschalen Mindestabstände für Windener-
gieanlagen zu Wohngebäuden mit sofortiger Wirkung 
abgeschaff t worden wären und eine sofortige allgemeine 
Privilegierung überall im Außenbereich ohne planerische 
Einschränkungsmöglichkeiten eingeführt worden wäre 
(Masurowski et al., 2016; Reutter, 2022). Derartige Lösun-
gen waren allerdings off enbar politisch nicht mehrheits-
fähig. Immerhin wurde geregelt, dass ab dem 31.5.2023 



Wirtschaftsdienst 2022 | 9
706

Analysen Erneuerbare Energien  

Mindestabstände nicht mehr auf ausgewiesene Wind-
energiegebiete angewendet werden dürfen.

Erreichbarkeit der EEG-Ausbauziele bleibt unsicher

Selbst wenn die Flächen für die Windenergie an Land durch 
die Bundesländer fristgerecht planerisch bereitgestellt wer-
den, bleibt zweifelhaft, ob damit die im EEG 2023 festgeleg-
ten Windenergie-Ausbauziele der Bundesregierung erreicht 
werden können. Aktuell herrscht eine Flächenknappheit 
und vor 2027 ist kaum mehr Dynamik bei den Flächenaus-
weisungen zu erwarten. Damit steht zunächst zu befürch-
ten, dass die EEG-Ausbauziele für die Jahre 2024 (69 GW), 
2026 (84 GW) und 2028 (99 GW) verfehlt werden.

Auch ob die EEG-Ausbauziele für die dann folgenden 
Jahre 2030 (115 GW), 2035 (157 GW) und 2040 (160 GW) 
mit den Flächenzielen des Wind-Energie-an-Land-Ge-
setzes erreicht werden können, scheint sehr zweifelhaft. 
Denn erstens sind die Flächenziele rein mengenmäßig 
nur unter sehr optimistischen Annahmen für die Errei-
chung der Ausbauziele ausreichend. In der Begründung 
des Wind-an-Land-Gesetzes wird davon ausgegangen, 
dass auf 2 % planerisch ausgewiesener Bundesfl äche 
165 GW Windenergieleistung installiert werden können 
(Deutscher Bundestag, 2022). Dabei wird von einer fak-
tischen Nicht-Nutzbarkeit der ausgewiesenen Flächen 
in Höhe von 30 % ausgegangen (Deutscher Bundestag, 
2022). Einer tatsächlichen Nutzung ausgewiesener Flä-
chen stehen in der Praxis oftmals beispielsweise noch 
artenschutzrechtliche Belange oder Vorbehalte von den 
Grundstückseigentümer:innen entgegen. Somit geht 
die Gesetzgebung rechnerisch davon aus, dass auf den 
letztlich tatsächlich verfügbaren Flächen (70 % von 2 % 
der Bundesfl äche) etwa 35 MW/km2 an Windenergieleis-
tung installiert werden können. Auch die entsprechen-
den rechnerisch nötigen Flächeneffi  zienzen, um mit dem 
2032er 2 %-Flächenziel die EEG-Ausbauziele für 2035 
und 2040 erreichen zu können und um mit dem 2027er 
1,4 %-Flächenziel das EEG-Ausbauziel für 2030 erreichen 
zu können, haben dieselbe Größenordnung (33-34 MW/
km2 bzw. 35 MW/km2). Diese für die Erreichung der Aus-
bauziele notwendige Flächeneffi  zienz liegt jedoch weit 
über bisher in der Praxis durchschnittlich beobachteten 
Werten (Enevoldsen und Jacobsen, 2021).

Zweitens können die EEG-Ausbauziele auch aus einer 
zeitlichen Perspektive nur unter sehr günstigen Bedin-
gungen mit den Flächenzielen des Wind-an-Land-Ge-
setzes erreicht werden. Denn selbst wenn man davon 
ausgeht, dass die ausgewiesenen Flächen mengenmä-
ßig wie unterstellt bebaut werden können, sind noch die 
langen Realisierungszeiten für neue Windenergieanla-
gen zu berücksichtigen. Bislang dauert es von Beginn 

der Projektplanung bis zur Inbetriebnahme einer neuen 
Windenergieanlage im Schnitt mehr als sieben Jahre (FA 
Wind, 2015, 2021). Damit auf Flächen, die von den Län-
dern fristgerecht Ende 2027 bereitgestellt werden, tat-
sächlich schon drei Jahre später ausreichend Anlagen zur 
Erreichung des EEG-Ausbauziels für 2030 stehen können, 
müssten die bisherigen Realisierungszeiten mehr als hal-
biert werden. Das Gleiche gilt entsprechend auch für das 
2032er 2 %-Flächenziel und das 2035er EEG-Ausbauziel.

Zwar möchte der Bund unter anderem mit der ebenfalls 
kürzlich erfolgten Reform des Bundesnaturschutzge-
setzes einen Beitrag zur Beschleunigung der Genehmi-
gungsverfahren leisten. Unklar ist aber, ob die ergriff enen 
Maßnahmen für die notwendige Beschleunigung aus-
reichen. Hinzu kommt die Frage, ob Projektierende und 
Windenergieanlagenherstellende dann überhaupt die 
personellen und materiellen Kapazitäten haben, um quasi 
im Sprint die Ausbaulücke zu schließen. Zumal dann ge-
gebenenfalls auch noch der bis dahin nur unzureichend 
erfolgte Ausbau aufzuholen wäre.

Das Wind-an-Land-Gesetz bringt also voraussichtlich 
kaum Dynamik in den Windenergieausbau in den nächsten 
Jahren und erlaubt eine fristgerechte Erreichung der mittel- 
und langfristigen EEG-Ausbauziele für die Windenergie an 
Land bestenfalls nur unter sehr optimistischen Annahmen.

Gleichverteilung bei Aufteilung der Länderfl ächenziele

Darüber hinaus stellt sich die Frage, wie die beschlosse-
ne Aufteilung der Flächenziele auf die Bundesländer (vgl. 
Abbildung 1) aus Effi  zienz- und Verteilungsperspektive 
zu beurteilen ist. Grundlage für die beschlossene Auftei-
lung der Ziele auf die Bundesländer war eine vom BMWK 
beauftragte Flächenpotenzialstudie (Guidehouse et al., 
2022). Darin sind unter anderem unter Berücksichtigung 
von Konfl iktrisiken mit dem Artenschutz sowie dem Na-
tur- und Landschaftsschutz und von Mindestanforde-
rungen an die Windhöffi  gkeit Flächenpotenziale für die 
Windenergie in allen Bundesländern ermittelt worden. Auf 
dieser Basis wurden die bundesweiten Flächenziele in der 
Studie auf die einzelnen Bundesländer runtergebrochen. 
Zusätzlich wurden bestimmte Ober- und Untergrenzen für 
die Länderziele eingezogen. Die damit verbundene Nivel-
lierung der Landesziele gegenüber den ermittelten Flä-
chenpotenzialen spiegelt eine gewisse politische Gleich-
verteilungsabsicht wider. Auf Basis der Studienergebnis-
se haben sich die politischen Entscheidungstragenden 
mit Blick auf das 2 %-Bundesziel letztlich für Flächenziele 
in einem Korridor von 1,8 % bis 2,2 % für die Flächenlän-
der und für Flächenziele von 0,5 % für die Stadtstaaten 
entschieden. Damit wurde von der Gesetzgebung eine 
deutlich gleichmäßigere Verteilung für die Flächenziele 
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gewählt im Vergleich zu den ursprünglich unter Berück-
sichtigung von Konfl iktrisiken und Windbedingungen er-
mittelten Flächenpotenzialen der Länder.

Die relative Gleichverteilung der Flächenziele auf die Län-
der erscheint politökonomisch rational, weil so mutmaß-
lich Konfl ikte zwischen Bundesländern entschärft werden 
konnten. Es mag auch einer gewissen Gerechtigkeitslogik 
folgen, dass die Länder einen gleichen Anteil ihrer Lan-
desfl äche für die Windenergie an Land bereitstellen soll-
ten (dazu und zu anderen Gerechtigkeitsvorstellungen 
Lehmann et al., 2021a, b). Gleichzeitig gehen mit der nun 
beschlossenen Verteilung zwangsläufi g aber Abstriche 
mit Blick auf andere Kriterien einher, die alternativ bei der 
Aufteilung der Flächenziele hätten prägender sein kön-
nen. Sollten beispielsweise die Stromgestehungskosten 
minimiert werden, müssten Windenergieanlagen vor al-
lem im Norden stehen. Sollte hingegen eine Minimierung 
der Systemintegrationskosten als oberstes Ziel priorisiert 
werden, müssten bei der Festlegung der Flächenziele ins-
besondere die räumliche Verteilung der Stromnachfrage 
sowie Netzengpässe berücksichtigt werden. Sollten wie-
derum primär Auswirkungen auf Anwohner:innen mini-
miert werden, müsste der Ausbau besonders in dünn be-
siedelten Gebieten konzentriert werden (Lehmann et al., 
2021c; Tafarte und Lehmann, 2021).

Flächenhandel bringt nur bedingte Effi  zienzvorteile

Aus einer Effi  zienzsicht zunächst begrüßenswert ist, 
dass der Bund den Ländern eine Handelsmöglichkeit 
für die Flächenziele einräumt. Auf diese Weise kann 
die Erstallokation der Flächenziele ganz im Sinne einer 
Coaseschen Verhandlungslösung nachjustiert werden. 
So können unterschiedliche regionale Schutz- und 
Nutzungsinteressen berücksichtigt werden, ohne die 
Flächenziele für Deutschland insgesamt anzutasten. 
Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass in 
einigen Ländern derzeit bereits mehr Flächen ausge-
wiesen sind als es die Landesfl ächenziele für 2027 und 
2032 vorsehen (vgl. Abbildung 2). Durch die Möglichkeit 
des Flächenhandels können sich die entsprechenden 
Länder für ihre bisherige Flächenausweisung also be-
lohnen lassen, wenn sie ihre Zielübererfüllungen an an-
dere Länder übertragen.

Kritisch zu bedenken ist jedoch, dass die Länder beim 
Flächenhandel primär auf ihre lokalen bzw. regionalen 
Kosten und Nutzen schauen werden. Andere Aspekte, 
die aus einer bundesweiten Perspektive für eine effi  zien-
te Allokation von Länderzielen aber ebenfalls eine Rolle 
spielen sollten – beispielsweise Stromsystemkosten – 
werden für Landesentscheidungen hingegen weniger 
relevant sein. Problematisch könnte die Handelsmöglich-

keit außerdem für die parallel laufenden Netzplanungen 
sein. Denn mindestens bis 2024 wird nun Unklarheit dar-
über herrschen, auf welche Flächenziele sich die Länder 
letztlich untereinander einigen.

Fazit: langsamer Schritt in die richtige Richtung, 

aber weitere Anreize und Maßnahmen notwendig

Insgesamt kann festgehalten werden, dass die Verab-
schiedung des Wind-an-Land-Gesetzes ein wichtiger 
Schritt in die richtige Richtung ist. Erstmals werden den 
Ländern konkrete Flächenvorgaben für den Ausbau der 
Windenergie an Land gemacht. Auf diese Weise kann die 
Flächenausweisung der Länder besser in Einklang mit 
den Ausbauzielen des Bundes gebracht und das bishe-
rige Trittbrettfahrerproblem aufgelöst werden. Langfristig 
ist durch das Wind-an-Land-Gesetz deshalb durchaus 
mit einer positiven Wirkung auf den Windenergieausbau 
in Deutschland zu rechnen.

Als unzureichend kann sich allerdings das beschlossene 
Zeit-Mengen-Gerüst des Gesetzes erweisen. Infolge des 
Gesetzes ist kaum mit mehr Dynamik beim Ausbau der 
Windenergie bis Ende des Jahrzehnts zu rechnen. Das 
Gesetz schaff t keine Anreize für Flächenausweisungen 
vor Ende 2027. Mit Blick auf die EEG-Ausbauziele sind 
die Flächenziele des Gesetzes zeitlich und mengenmäßig 
sehr knapp bemessen. Eine fristgerechte Erreichung der 
EEG-Ausbauziele für 2030, 2035 und 2040 scheint damit 
nur unter sehr optimistischen Annahmen möglich.

Wichtig ist daher, dass das Wind-an-Land-Gesetz durch 
weitere Maßnahmen fl ankiert wird. So könnte eine weitere 
Stärkung positiver Anreize zur Flächenausweisung helfen, 
dass schneller Windenergiegebiete bereitgestellt werden. 
Hierzu könnte unter anderem die bisher freiwillige fi nan-
zielle Beteiligung von Kommunen verpfl ichtend gemacht 
und möglicherweise auch betragsmäßig erhöht werden, 
damit lokal stärker an den fi nanziellen Nutzen von örtli-
chen Windenergieanlagen partizipiert werden kann. Auch 
eine gesetzliche Regelung, dass bereits Planentwürfe ei-
ne positive Vorwirkung entfalten, könnte in der Praxis zu 
einer schnelleren Flächenverfügbarkeit beitragen.

Mit Blick auf die angeführten Zweifel am Zeit-Mengen-
Gerüst des Gesetzes ist immerhin positiv festzustellen, 
dass das Gesetz ein regelmäßiges Monitoring vorsieht. 
Auf diese Weise können mögliche Anpassungsbedarfe 
der Flächenziele festgestellt werden, etwa wenn die aus-
gewiesenen Flächen in der Praxis nicht im angenomme-
nen Umfang bebaut werden. Wichtig ist in diesem Kon-
text, dass die planerische Verfügbarkeit von Flächen eine 
notwendige aber keine hinreichende Bedingung dafür ist, 
dass die Windenergieausbauziele erreicht werden kön-
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nen. Deswegen sind auch Reformen wichtig, die ausge-
wiesene Flächen besser nutzbar machen. Dazu müssen 
weitere rechtliche Vorgaben reformiert werden, unter an-
derem des Natur- und Artenschutzes, des Denkmalschut-
zes und der Flugsicherheit. Teilweise sind hierzu schon 
Neuregelungen auf den Weg gebracht worden (z. B. eine 
Reform des artenschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahrens nach dem Bundesnaturschutzgesetz). Wie sich 
diese in der Praxis auswirken, bleibt abzuwarten. Weitere 
neue Regelungen, die in der näheren Zukunft zu erwarten 
sind, etwa zu sogenannten Go-To-Gebieten, können zeit-
nah noch weitere Ansatzpunkte für Beschleunigungen auf 
der Genehmigungsebene bringen. Notwendig ist zudem 
eine bessere personelle und technische Ausstattung der 
Genehmigungsbehörden.
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Title: Land Area Targets for Wind Energy: How Promising Is the New Onshore Wind Power Legislation?
Abstract: The expansion targets for onshore wind power have recently been more than tripled by the German government for the 
upcoming years. Meanwhile, the actual expansion of wind power in Germany has been stalled for several years. A major obstacle to 
expansion is that too few areas have been designated for wind turbines. To solve this problem, a new law has been passed, the “Wind-
an-Land-Gesetz”. It sets explicit land area targets for the federal states to ensure that a total of 2 % of the national territory will be desig-
nated for wind turbines. This is a step in the right direction. However, it remains questionable whether the time-quantity framework is in 
line with national expansion targets.


